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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Obschon das Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung (PMT) äusserst umstritten war – insbesondere die Definition
des Gefährders bzw. der Gefährderin, die Präventivhaft, die schliesslich keinen Eingang
ins Gesetz gefunden hatte, und die Anwendbarkeit der Massnahmen auf Minderjährige
hatten für heftige Diskussionen gesorgt –, resultierten aus der ersten
parlamentarischen Beratungsrunde keine inhaltlichen Differenzen zwischen den beiden
Räten. In die Differenzbereinigung musste das Geschäft nur, weil der Nationalrat noch
einige sprachliche Anpassungen am französischen Text vorgenommen hatte, die der
Ständerat in der Herbstsession 2020 allesamt stillschweigend guthiess. Der Mangel an
Differenzen ging jedoch überhaupt nicht mit einem Mangel an Kontroverse einher. In
den Schlussabstimmungen brachte das links-grün-grünliberale Lager seinen Unmut
über das seiner Ansicht nach grundrechtsmissachtende Gesetz zum Ausdruck, indem es
ihm (von drei Abweichlern im Ständerat abgesehen) einhellig eine Abfuhr erteilte.
Bedingt durch die bürgerlichen Ratsmehrheiten wurde die Vorlage dennoch
komfortabel angenommen, im Ständerat mit 33 zu 11 und im Nationalrat mit 112 zu 84
Stimmen.
Die gegen Ende geräuscharme parlamentarische Debatte wurde in den Medien von
einigen Warnschüssen des gegnerischen Lagers begleitet. Die Jungen Grünen empörten
sich bereits im Sommer, dass das Parlament ein Gesetz verabschiede, das dreifach
gegen geltendes Recht verstosse, nämlich gegen die UNO-Kinderrechtskonvention, die
schweizerische Bundesverfassung und das Europäische Übereinkommen über die
Ausübung von Kinderrechten. Der Gesetzestext, der die Massnahmen bereits für Kinder
ab zwölf Jahren vorsehe, sei «inakzeptabel». Um Druck auszuüben, wollten sie den
Expertenausschuss der UNO, der die Umsetzung der Kinderrechtskonvention
überwacht, auf die Angelegenheit aufmerksam machen, erklärten sie gegenüber «Le
Temps». Die WOZ sah im Parlamentsbeschluss vor allem ein Produkt der Angst vor
Terroristinnen und Terroristen, deren Geschäft im Schüren von Angst bestehe und die
es offenbar geschafft hätten, das Handeln der Parlamentsmehrheit zu bestimmen. In
einem offenen Brief, aus dem «La Liberté» zitierte, brachten 63 Rechtsprofessorinnen
und -professoren ihre Bedenken zum Ausdruck, dass das Gesetz der Willkür Tür und Tor
öffne und die Rechtsstaatlichkeit untergrabe. Mit den vorgesehenen Massnahmen, die
nur auf Indizien gestützt verhängt würden, und zwar ohne dass eine Straftat vorliege,
gebe man sich der Illusion hin, etwas gegen den Terrorismus zu tun, was aber ein
Trugschluss sei, erklärte Nadja Capus, eine der unterzeichnenden Professorinnen. Wie
dieselbe Zeitung weiter berichtete, machte auch die NGO-Plattform Menschenrechte
Schweiz mobil gegen das Gesetz. Handkehrum überlegte die NZZ, ob durch die neuen
präventiv-polizeilichen Massnahmen Taten wie die Mitte September von einem der
Bundesanwaltschaft bekannten Islamisten verübte Messerattacke von Morges
verhindert werden könnten. 1
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1) AB NR, 2020, S. 1956 f.; AB SR, 2020, S. 1071; AB SR, 2020, S. 674; BBl, 2020, S. 7741 ff.; LT, 19.6.20; WoZ, 25.6.20; NZZ,
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